
Bericht zu den AAA-Informationsveranstaltungen 
"Fonds der Bankgesellschaft" 

- am 27., 28. und 29. Mai 2005 in Hamburg, Neuss und Berlin - 
-  am 3., 4. und 5. Juni in Frankfurt, Stuttgart und Freising - 

sowie zum schriftlichen Beschlussverfahren im IBV Deutschland 2 
 
An den Informationsveranstaltungen des Aktionsbundes Aktiver Anlegerschutz e.V. an 
den vergangenen Wochenenden haben insgesamt rd. 1.100 Anleger der LBB- und IBV-
Fonds teilgenommen.  
 
Der Schwerpunkt unserer Vorträge lag ebenso wie der Diskussionsmittelpunkt auf den 
aktuellen Entwicklungen und den Alternativen, die sich derzeit für die Anleger abzeich-
nen. Um das Fazit vorwegzunehmen: Sowohl die Verhandlungen als auch die Klagen 
sind auf einem guten Wege; es ist allerdings noch viel Arbeit zu leisten.   
 
I.  Zusammenfassung der bisherigen Verhandlungen 
 
Bislang fanden vier Erörterungsrunden statt, an denen auf Seiten der AAA-Mitglieder 
bzw. der Kläger der Kanzlei Schirp & Kollegen Frau Kondert teilgenommen hat. Die 
bisherigen Erörterungsrunden haben auf der Suche nach einer angemessenen Abfin-
dungslösung zwar Annäherung gebracht, dennoch liegen beide Seiten noch so weit 
auseinander und es sind noch so viele wesentliche Fragen ungeklärt, dass wir 
nicht davon ausgehen, kurzfristig zu einem zwischen allen Seiten abgestimm-
ten Abfindungsangebot zu kommen. 
 
I.1. Vorschläge der Anlegervertreter 
 
Im Vorfeld der letzten Erörterungsrunde hatten die meisten der Anlegervertreter sich 
auf einen Vorschlag geeinigt, der dem Land Berlin und der Bankgesellschaft unterbreitet 
wurde. Der Vorschlag beinhaltet neben rechtlichen und steuerlichen Aspekten einen 
Vorschlag für Abfindungszahlungen, die auf den Barwerten des prospektgemäßen Ver-
laufs beruhen und einen Vergleichsabschlag von 10% vorsehen. Kurz erklärt heißt das:  
 

- Mit „Barwert“ bezeichnet man den wirtschaftlichen Wert, den die Summe der im 
Fonds enthaltenen Leistungsversprechen per heute haben. Beispiel: Ein Fonds 
soll noch weitere 15 Jahre laufen, und versprochen sind in diesen 15 Jahren 
weitere Ausschüttungen sowie die Zuweisung weiterer steuerlicher Gewinne und 
Verluste. Am Ende der Laufzeit besteht ein Andienungsrecht, und dann soll der 
Zeicher 100 % seines Kapitals zurückerhalten. Das alles sind zukünftige 
Leistungsversprechen; das Geld steht noch nicht heute zur Verfügung, sondern 
der Zeichner soll es jeweils zu bestimmten zukünftigen Terminen erhalten. Wenn 
man wissen will, was diese zukünftigen Leistungsversprechen per heute wert 
sind, muss man sie rückwärts „abzinsen“. Und die Summe dieser abgezinsten 
zukünftigen Leistungsversprechen ist dann der heutige wirtschaftliche Wert des 
Fonds, der sogenannte „Barwert“.  

- Eine Erklärung zu einer häufig gestellten Frage: Der Barwert fällt – natürlich -  
wegen der Abzinsung viel niedriger aus, als wenn man einfach den Nominalwert 
der zukünftigen Leistungsversprechen (Ausschüttungen + steuerliche Ergebnisse 
+ Andienungsrecht) addieren würde. Denn das Geld heute bereits haben ist 
wirtschaftlich etwas anderes, als wenn man noch 10 oder 15 oder 20 Jahre auf 
einen Betrag warten muss! Die Barwerte aller Fonds liegen zwischen 80 % und 
107 % des gezeichneten Kapitals (Ausnahme Bavaria Ertrag 1 mit rd. 126 %). 
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Das ist der reale wirtschaftliche Wert der Anteile, und zwar bei unterstelltem voll 
prospektgemäßen Verlauf. Es ist deshalb Unsinn, wenn teilweise mit 
vermeintlichen Werten der Fonds von 150 % oder mehr des gezeichneten 
Kapitals argumentiert wird.      

- Auf den so ermittelten Barwert kann und sollte man dann einen 
Vergleichsabschlag machen, wenn die Bankgesellschaft bereit ist, durch zügige 
Zahlungen in diesem Jahr das Problem abschließend zu regeln.     

 
Bei Interesse können Sie sich den Vorschlag der Anlegervertreter gern im vollen 
Wortlaut und mit allen Zahlen aus dem internet herunterladen. Sie finden ihn auf den 
Seiten aller beteiligten Parteien, nämlich  

- www.aktionsbund.de (Seite des AAA), 
- www.km-management.com (Seite von Frau Kondert), 
- www.ssmsa.de (Seite der Kanzlei Schirp Schmidt-Morsbach Steeger Apel). 

 
Abfindungswerte in dieser Höhe halten wir grundsätzlich für empfehlenswert, 
sofern die offenen Fragen in rechtlicher und steuerlicher Hinsicht ebenfalls 
geklärt sind. Denn es kann nicht sein, dass die Zeichner auf die so ermittelten 
Vergleichswerte noch Steuern zu zahlen haben. Mehr dazu sogleich. 
 
Und noch ein Wort zu diesem Punkt: Niemand kann und wird in Ihrem Namen 
einen Vergleich abschließen. Die Verhandlungsrunde kann nur darauf 
hinarbeiten, dass die Zeichner einen vernünftigen, akzeptablen Vorschlag 
erhalten. Über die Annahme dieses Vorschlages entscheidet jeder Zeichner 
selbst, er wird hier nicht über seinen Kopf hinweg „verfrühstückt“. Wir 
kämpfen nur dafür, dass das, was Ihnen vorgeschlagen wird, für Sie am Ende 
des Tages auch zustimmungsfähig ist.  
 
I.2. Streit um Berechnungsmethoden 
 
Anders als dies anfänglich der Fall war, besteht zwischen Anlegervertretern und 
Bankgesellschaft/Land Berlin derzeit kein Einvernehmen zur Berechnungsmethode 
angemessener Abfindungszahlungen. Die zunächst von der IBAG angewandte Methode 
der Barwertermittlung – dazu siehe oben - betrachten auch wir als angemessen und 
haben darauf unsere Ansätze aufgebaut. Die BCIA hat zuletzt jedoch eine andere 
Methode vorgelegt, nach der lediglich auf die bis zum Jahr 2005 erzielte Rendite 
abgestellt werden soll. Die BCIA war nicht bereit, uns ihre Berechnungsdateien 
vorzulegen oder ihren Rechenweg transparent zu machen, sondern hat uns lediglich ihre 
Ergebnisse mitgeteilt. Diese „neue“ Berechnungsmethode der BCIA dürfte auch eher 
politisch motiviert sein – Stichwort Vermittelbarkeit in der Öffentlichkeit – als wirklich 
dazu zu dienen, Vergleiche mit den Anlegern vorzubereiten. Wir haben die Werte der 
BCIA mit keiner uns bekannten Berechnungsmethode nachvollziehen können.  
 
Aber wie auch immer: Um dem Denkansatz der BCIA grundsätzlich zu folgen, haben wir 
die durchschnittliche Rendite nach der internen Zinsfußmethode bei prospektgemäßen 
Verlauf berechnet und auf dieser Basis ermittelt, wie hoch die Abfindungswerte ausfallen 
müssten, wenn bis einschließlich 2005 die durchschnittliche prospektierte Rendite erzielt 
werden soll. Auch dann gelangen wir jedoch zu anderen Ansätzen als BCIA und im 
Ergebnis zu Zahlen, die den Forderungen der Anlegervertreter entsprechen, ja teilweise 
sogar darüber hinausgehen.  
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I.3. Die derzeit diskutierten Abfindungswerte 
 
Die Abfindungswerte, die diesen drei Ansätzen entsprechen, sehen so aus: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Erläuterung der Tabelle:  
 

- Unter der Tabelle finden Sie die einzelnen Fonds aufgezeichnet. Bei den Fonds, 
die in zwei aufeinanderfolgenden Jahren platziert worden sind, haben wir 
Jahrestranchen gebildet, da sowohl die Barwerte als auch die Rendite für die 
einzelnen Beitrittsjahre unterschiedlich ausfallen. Sie können also genau 
ersehen, an welchen Fonds Sie beteiligt sind und welche Zahlen für Sie 
maßgeblich sind.  

- Die untere, mit Rauten markierte Linie in der Tabelle zeigt auf, bei welchen 
Zahlen sich die BCIA eine Abfindung der Zeichner vorstellt. Für ältere Fonds wie 
den LBB 3 sollen den Zeichnern etwa 50 % des gezeichneten Eigenkapitals 
angeboten werden. Die Linie steigt etwas an. Bei jüngeren Fonds wie dem LBB 
13 oder dem IBV Deutschland 3 sollen etwa 80 % des gezeichneten 
Eigenkapitals angeboten werden. Im Schnitt liegen die Vorstellungen der BCIA 
bei etwa 71 % des gezeichneten Eigenkapitals. 

- Die in der Mitte beginnende, mit Quadraten markierte Linie zeigt auf, welche 
Zahlen der Vorschlag der Anlegervertreter ergibt. Wir halten, ausgehend von 
den Barwerten, Abfindungsangebote zwischen 70/80 % des gezeichneten 
Eigenkapitals im LBB 3 und zwischen 80 % und 100 % in den anderen Fonds für 
vertretbar. In einzelnen Fonds, die wegen der hohen Ausschüttungsversprechen 
sehr hohe Barwerte haben, ergeben sich auch Abfindungsforderungen oberhalb 
100 % des gezeichneten Eigenkapitals. 

- Die oben beginnende, mit Dreiecken markierte Linie kennzeichnet die 
Abfindungsangebote, die sich bei Zugrundelegung des Ansatzes der BCIA unter 
Berücksichtigung der durchschnittlichen Verzinsung bis zum Jahr 2005 ergeben, 
sofern man – anders als die BCIA – diesen Ansatz korrekt durchrechnet. Die 
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Linie ähnelt in ihrem Verlauf den Forderungen der Anlegervertreter und geht bei 
einzelnen Fonds sogar darüber hinaus.   

 
I.4. Voraussichtlicher weiterer Ablauf 
 
Das Land Berlin und die Bankgesellschaft haben ein Interesse an einer Regelung der 
Angelegenheit. Wir sind deshalb zuversichtlich, dass eine weitere Annäherung der 
Positionen erfolgen wird.   
 
Wir halten es allerdings für nicht unwahrscheinlich, dass die Bankgesellschaft – quasi als 
„Testballon“ - den Zeichnern ein Angebot unterbreiten wird, das von den Anleger-
vertretern nicht unterstützt wird. Ein solches Vorgehen würde unserer Einschätzung 
nach zu einer weiteren Verunsicherung der Anleger beitragen und der Lösungsfindung 
eher abträglich sein. Sollte ein solches Angebot zudem rechtliche und steuerliche 
Unsicherheiten beeinhalten, wird der Aktionsbund Aktiver Anlegerschutz e.V. 
die Gesamtheit der Zeichner anschreiben und auf die noch vorhandenen 
Unwägbarkeiten hinweisen. 
 
 
II.  Diskussion über die Aspekte, die neben der Abfindungshöhe bei Abschluss 

einer Vergleichsvereinbarung zu beachten sind 
 
Neben der Diskussion über die Höhe der Abfindung stand die Diskussion über die steu-
erliche Behandlung von Abfindungszahlungen im Mittelpunkt.  
 
Nahezu alle Anleger, von denen wir in der Diskussion zu diesen Themen Rückäuße-
rungen erhalten haben, empfinden auch bei den älteren Fonds Abfindungszahlungen 
unterhalb von 60% nicht als wirtschaftlich angemessen. Und bei den Fonds, die 
juristisch betrachtet besonders klare Fälle sind, weil sie beispielsweise von der Aubis-
Thematik, der BauBeCon-Thematik und der DSK-Thematik betroffen sind, liegen die als 
angemessen betrachteten Abfindungszahlungen noch weitaus höher. Insbesondere 
bei diesen Fonds besteht eine deutliche Tendenz der Anleger, die Klagen 
fortzuführen bzw. in diesem Jahr Klage einzureichen, wenn keine wirtschaft-
lich angemessene Netto-Abfindungszahlung erfolgt. Dies gilt ebenso für die 
Zeichner der Fonds, die bisher nicht in die Vergleichsverhandlungen einbezogen sind, 
also den Bavaria Ertragsfonds 2, den IBV International 2, die BerlinHyp Fonds 1 und 2 
sowie den IBV Leasing Fonds. 
 
Kein Anleger, der in der Diskussion dazu Stellung nahm, war bereit, ein steu-
erliches Risiko selbst zu übernehmen, solange dieses steuerliche Risiko nicht 
bezifferbar ist. Der jeweils zu versteuernde Veräußerungsgewinn kann nur auf der 
Basis der Buchwerte der Fondsimmobilien ermittelt werden. Da uns diese Daten nicht 
zur Verfügung stehen, um diese Berechnungen selbst anzufertigen, empfehlen 
wir der Bankgesellschaft dringend, zur Vorbereitung von Abfindungsangeboten 
die Basisdaten selbst aufzuarbeiten und den Anlegern vorzulegen, so dass 
etwaige steuerliche Folgen gewichtet werden können. 
 
Möglicherweise kommen sogar zahlreiche Anleger zu dem Schluss, die 
Besteuerung eines etwaigen Veräußerungsgewinns in Kauf zu nehmen. Dies 
würde auch für die Bankgesellschaft eine Erleichterung bedeuten. In allen 
Fällen, in denen die Besteuerung in Kauf genommen werden würde, erübrigt 
sich eine weitere vertragliche Vereinbarung, und der Gesellschaftsanteil 
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könnte sofort übertragen werden. Schon allein um dieses Ziel zu erreichen, 
sollten die entsprechenden Basiszahlen aufbereitet und den Anlegern zur 
Kenntnis gegeben werden. 
 
Dies gilt umso mehr, als alle alle Ansätze kritisch gesehen wurden, bei denen es zu 
einer weiteren vertraglichen Vereinbarung zwischen Anleger und Bankgesellschaft 
kommen soll, so z.B. im Rahmen von neuen Darlehensverträgen (vgl. Berichterstattung 
zu den Erörterungsrunden). Sofern es im Rahmen einer Abfindungsvereinbarung zur 
Rückgabe der Gesellschaftsanteile kommen soll, wünscht die Mehrheit der anwesenden 
Zeichner eine Regelung, die das Thema endgültig beendet und nicht eine Fortführung 
der Fonds über längere Zeit erforderlich macht. Das Vertrauen in die 
Bankgesellschaft ist so nachhaltig gestört, dass eine Vertragkonstruktion, die 
von zukünftigen Ausschüttungen der Fonds abhängt, nur dann akzeptiert 
werden wird, wenn die Zahlungen den Anlegern vom Land Berlin direkt 
garantiert werden. 
 
Vor allem in Anbetracht der Tatsache, dass in diesem Jahr nahezu bei keinem Fonds 
Ausschüttungen gezahlt wurden, betrachten sich zunehmend mehr Anleger als 
nochmals getäuscht und neigen grundsätzlich einer Klage zu.  
 
III. Die Klagen 
III.1. Derzeitiger Stand der Klageverfahren 
 
Über die Kanzlei Schirp & Kollegen sind im vergangenen Jahr ca. 6.500 Klagen mit 
einem Gesamtstreitwert von ca. 450 Mio. € eingereicht worden. Geklagt haben Anleger, 
die ca. 12,9 % des Kapitals der betroffenen Fonds vertreten. Weitere Kläger haben im 
vergangenen Jahr Mahnbescheide eingereicht und gehen nun ins streitige Verfahren 
über. Und es gibt noch weitere Klagen anderer Kanzleien, über deren genaue Zahl 
nichts bekannt ist. Kurz gesagt: Der Druck auf die Bankgesellschaft ist riesengroß.  
 
Erste Termine in Einzelklagen sind auf September bestimmt. Für die Sammelklagen sind 
derzeit keine Termine bestimmt.  
 
Einige Signale aus der Berliner Justiz bestärken uns in unserer Auffassung, dass die 
Substanz der Klagen gut ist und dass wir uns – wenn denn streitig entschieden werden 
muss – mit unseren Argumenten durchsetzen werden. Hier sei nur kurz auf einige 
Strafverfahren hingewiesen, die für den Gesamtkomplex große Bedeutung haben:  
 

- Es existiert eine erste strafrechtliche Verurteilung gegen zwei frühere Vorstände 
der Landesbank Berlin. Gegenstand des Verfahrens war die Tatsache, dass die 
Freistellungserklärungen zugunsten der Komplementäre von LBB-Fonds nicht in 
der Bilanz ausgewiesen wurden (verheimlichte sogenannte „Tresorerklärungen“). 
Dieses Strafverfahren betrifft uns zwar nur mittelbar. Es belegt aber unsere 
Auffassung, dass schon die Grundkonstruktion der Fonds rechtliche Fehler 
aufwies. Derzeit ist Revision eingelegt, Prozessbeobachter rechnen aber damit, 
dass die Verurteilung Bestand haben dürfte.    

- Die strafrechtliche Hauptverhandlung wegen des sogenannten „AUBIS“-
Komplexes ist gegen den gesamten damaligen Vorstand der Berlin-
Hannoverschen Hypothekenbank eröffnet worden. Beanstandet wird die 
Darlehensvergabe an die Firma AUBIS, die damit eine Vielzahl von 
Plattenbauwohnungen in den neuen Bundesländern erworben hat. Um dieses 
Engagement, das schnell notleidend wurde, zugunsten der Bank zu reduzieren, 
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haben die damals Verantwortlichen eine große Zahl dieser Plattenbauten an die 
LBB-Fonds 12 und 13 verkauft. Das Verfahren betrifft uns also noch konkreter 
als das soeben genannte Verfahren wegen der Freistellungserklärungen. 

- Schließlich ermittelt die Staatsanwaltschaft konkret auch wegen des Verdachts 
des Kapitalanlagebetruges. Betroffen hiervon ist insbesondere der Komplex DSK- 
pro seniore und der BauBeCon-Komplex. Diese Verfahren betreffen uns 
unmittelbar und werden die Vorwürfe erhärten, die wir im Rahmen der 
zivilrechtlichen Verfahren schon seit langem erheben.     

 
Neben den Sammelklagen haben wir noch einige hundert Einzelklagen eingereicht. 
Diese Einzelklagen haben wir zum Teil nicht in Berlin, sondern in Nürnberg eingereicht 
(das ist möglich, weil neben der LBB auch die IBV Beklagte ist und diese ihren 
Gerichtsstand in Nürnberg hat). Denn wir wollen in einem politisch so bedeutsamen 
Verfahren neben der Auffassung der Berliner Justiz unbedingt auch die Auffassung der 
Justiz eines anderen Bundeslandes kennen lernen.  
 
Dass die Sammelklagen nicht schnell entschieden werden, ist für die Anleger kein 
Nachteil. So bleibt mehr Zeit für Verhandlungen, die möglicherweise einen länger-
fristigen Prozessweg entbehrlich machen. 
 
III.2. Musterprozessvereinbarung in Sicht  
 
Seit Beginn der Streitigkeiten fordern wir von der Gegenseite die Zustimmung zu einer 
Musterprozessvereinbarung. Durch eine solche Musterprozessvereinbarung kann das 
wirtschaftlich unsinnige Durchprozessieren von 6.500 Fällen vermieden werden. Wir 
stellen uns eine Musterprozessvereinbarung nach folgenden Maßstäben vor:  
 

- Für jeden Fonds werden drei Musterprozesse geführt, die die drei typischen 
Situationen abbilden, in denen sich die Zeichner befinden. 

- Der erste Musterprozess wird für einen Zeichner geführt, der seine Beteiligung 
am betreffenden Fonds nicht fremdfinanziert, sondern komplett aus Eigenmitteln 
aufgebracht hat. 

- Der zweite Musterprozess wird für einen Zeichner geführt, der seine Beteiligung 
am betreffenden Fonds bei der Landesbank Berlin refinanziert hat. (In diesem 
Falle besteht eine weitere Vertragsbeziehung zur Landesbank, was die 
Prozessaussichten noch einmal erhöht). 

- Der dritte Musterprozess wird für einen Zeichner geführt, der seine Beteiligung 
am betreffenden Fonds bei einem Drittinstitut refinanziert hat.   

 
Auch das Gericht ist an einer solchen Musterprozessvereinbarung sehr interessiert. 
Bisher scheiterte der Abschluss am Widerstand der Landesbank Berlin. Wir haben keine 
Erklärung für diese Position der Landesbank, weil eigentlich doch auch sie an einer 
Reduzierung des Kostenrisikos interessiert sein muss. Immerhin gibt es jetzt Signale, 
dass die Landesbank doch einer Musterprozessvereinbarung zustimmen wird. In einem 
der letzten eingereichten Schriftsätze wurde angekündigt, dass sich die verschiedenen 
Stellen innerhalb der Bankgesellschaft hierzu koordinieren und demnächst mit einem 
Vorschlag kommen würden. Warten wir das also ab! Vielleicht setzt sich auch in diesem 
Punkt demnächst die Vernunft durch.  
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III.3 Steuerliche Behandlung von Abfindungszahlungen bei Klagen und deren 
Auswirkungen 

 
Nach den üblichen Klageanträgen in Prospekt- und Beratungshaftungsfällen ist bei 
positivem Verlauf der Klage der Gesellschaftsanteil gegen die Entschädigungszahlung 
zurückzugeben. Dies kann – im einzelnen ist hier unter Experten so gut wie alles streitig 
– unter bestimmten Voraussetzungen steuerlich als Veräußerungsgeschäft aufgefasst 
werden. Damit eine etwaige Besteuerung der Entschädigungszahlung unter dem Strich 
nicht dazu führt, dass netto beim Kläger ein geringerer Betrag ankommt, werden im 
Rahmen der von der Kanzlei Schirp Schmidt-Morsbach Steeger Apel geführten Klagen 
derzeit die Entschädigungsforderungen (für die Kläger aus dem vergangenen Jahr und 
für ggf. in diesem Jahr neu hinzu kommende Kläger) so gestaltet, dass nicht nur ein 
entgangener Zins von 4% aus einer alternativen Kapitalanlage geltend gemacht wird, 
sondern dass nachgewiesen wird, dass der Kläger - hätte er sich nicht am LBB-Fonds 
beteiligt - statt dessen einen anderen Fonds mit vergleichbaren wirtschaftlichen und 
steuerlichen Eckdaten gezeichnet hätte und auch hätte zeichnen können.  
 
Damit wird zum einen der gelegentlich geäußerten Meinung der Boden entzogen, dass 
die Steuervorteile der Vergangenheit bereits in der gerichtlichen Auseinandersetzung 
auf den Abfindungsbetrag anzurechnen seien. 
 
Auf der anderen Seite kann der geltend gemachte Entschädigungsbetrag so weit erhöht 
werden, dass eine etwa eintretende Steuerpflicht bezüglich zufließender Ersatzbeträge 
ebenfalls kompensiert würde. Die Folge ist, dass die geforderte Bruttoentschädigung 
deutlich höher liegen wird als die bisher geltend gemachten Beträge, so dass auch nach 
etwaiger Besteuerung der wirtschaftlich angemessene Abfindungsbetrag netto beim 
Anleger verbleibt. Auch die bereits in allen Fällen gestellten Feststellungsanträge dienen 
diesem Ziel.  
 
Die Daten für diese alternativen Fonds, die sämtlich prospektgemäß verlaufen sind, 
werden derzeit zusammengestellt. Damit ist sichergestellt, dass im Falle des Obsiegens 
in den anhängigen Klagen in jedem einzelnen Falle nicht nur brutto, sondern auch netto 
ein Ergebnis verbleibt, das jedes andere Regelungsmodell übertrifft.  
 
III.4 Mögliches Teilanerkenntnis der Bankgesellschaft der Klagen und Folgen daraus 
 
Aus Senatskreisen hört man - und auch Herr Hohlbein/BCIA hat dies in der letzten 
Erörterungsrunde angesprochen -, dass die Bankgesellschaft und das Land Berlin in 
Erwägung ziehen, Teilanerkenntnisse der Klagen zu erklären. Für den, der in der 
juristischen Terminologie nicht so zuhause ist: Die Bankgesellschaft erwägt, dass sie in 
den anhängigen Prozessen Erklärungen abgibt, wonach sie die Ansprüche der Kläger 
teilweise anerkennt.  
 
Die Erklärung von Teilanerkenntnissen würde der Aktionsbund Aktiver Anle-
gerschutz e.V. ausdrücklich begrüßen.  
 
Aus der Erklärung von Teilanerkenntnissen der Beklagten (IBV und LBB) resultieren 
zwei Rechtsfolgen:  
 

- Es ergeht sogenanntes Teilanerkenntnisurteil in Höhe des anerkannten Betrages 
gemäß § 307 S. 1 ZPO. Der betreffende Kläger erhält also, ohne dass es 
eines langen streitigen Ausprozessierens bedarf, schon einmal den 
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anerkannten Teil seiner Forderung ausbezahlt und hat Liquidität in der 
Hand.  

- Zum anderen haben die anerkennenden Parteien (also IBV und LBB) gemäß §§ 
91, 92 ZPO mindestens in Höhe dieses Anteils schon einmal die Kosten des 
Rechtsstreits zu tragen, wobei die Kostenentscheidung erst mit dem 
Schlussurteil ausgesprochen wird. Von diesem Kostenrisiko ist der Anleger 
dann bereits befreit.  

 
Gleichzeitig ist mit dem Teilanerkenntnis der Schaden von den Beklagten dem 
Grunde nach bereits bestätigt! 
 
Der Anteil des jeweiligen Klägers an seinem Fonds ist jedoch noch nicht zurückzugeben, 
weil die Zug-um-Zug-Verpflichtung zur Übertragung erst mit Zahlung des vollen Scha-
densersatzbetrages entsteht. Es besteht daher auch noch keine Anteilsveräußerung 
gemäß § 23 EStG und damit auch noch unter keinem denkbaren Aspekt irgendeine 
Steuerpflicht.  
 
Kurz gesagt: Mit einem Teilanerkenntnis hilft die Bankgesellschaft den Klägern 
schon erheblich weiter. Die Anleger haben bereits Geld in der Hand und kön-
nen den restlichen Streit in aller Ruhe weiter austragen. 
 
III.5 Weitere Bedienung von Refinanzierungsdarlehen nach erfolgter Klageeinreichung 
 
Die Refinanzierungsdarlehen machen vielen Zeichnern große Sorgen. Einmal abgesehen 
davon, dass es nicht einzusehen ist, dass man die Refinanzierung weiter bezahlen soll, 
obwohl der Fondsanteil mangelhaft war und die Ausschüttungen nicht kommen, haben 
viele Zeichner auch objektiv Schwierigkeiten, die entsprechenden Beträge aufzubringen. 
Die daher vielfach gestellte Frage, ob im Falle einer bereits eingereichten Klage ein 
Refinanzierungsdarlehen weiter bedient werden muss, beantworten wir wie folgt: 
 
Sofern der Beitritt zur Fondsgesellschaft und der Abschluss des Refinanzierungsdarlehen 
im Zusammenhang miteinander über denselben Vermittler erfolgten, handelt es sich um 
ein sog. verbundenes Geschäft. In diesem Fall besteht ein Einwendungsdurchgriff. Mit 
anderen Worten: Wenn die Beteiligung selbst mangelhaft ist, muss auch der 
Darlehensvertrag der Refinanzierung nicht erfüllt werden.  
 
Nahezu alle Banken außerhalb der Bankgesellschaft haben in diesen Fällen die Bereit-
schaft erklärt, die Zins- und Tilgungsleistungen zinsfrei bis zur gerichtlichen 
Klärung des Prospekthaftungsanspruchs zu stunden, sofern wir die entsprechende 
Bitte an sie herangetragen haben. 
 
Ausgerechnet die Landesbank Berlin, die selbst vielfach die Fondsanteile verkauft und 
Refinanzierungsdarlehen vermittelt hat, zum Initiatorenkreis der Fonds gehört und als 
Treuhandbank besonderes Vertrauen der Zeichner in Anspruch nahm, war hierzu zu-
nächst grundsätzlich nicht bereit. Inzwischen besteht jedoch auch dort die Bereitschaft, 
die Zahlungen einvernehmlich auszusetzen, wenn die Fortzahlung der Darlehen auf-
grund der ausbleibenden Ausschüttungen zu unzumutbarer Härte führt. Wir empfehlen 
daher, die LBB in diesem Sinn direkt anzusprechen. Wo eine solche einvernehmliche 
Lösung nicht gelingt, werden wir den Einwendungsdurchgriff weiterhin streitig 
durchziehen.  
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III.6 Behandlung der Kläger im Rahmen von Abfindungsvereinbarungen 
 
Wie wir bereits mehrfach geschrieben und auch in unserem Abfindungsvorschlag vom 
4.5.2005 angeführt haben, fordern wir für die klagenden bzw. anwaltlich 
vertretenen Anleger die volle Übernahme der Anwalts- und Gerichtskosten 
sowie eine zusätzliche Entschädigung für den ihnen entstanden Mehraufwand. 
Diese Position fand auf den AAA-Veranstaltungen Zustimmung sowohl bei den 
Klägern als auch bei den Damen und Herren, die in 2004 keine Klage 
eingereicht haben.   
 
Wir begründen dies damit, dass ohne die Klageeinreichung unserer Auffassung nach bis 
heute keine Vergleichsverhandlungen geführt werden würden, weil sich die Bankgesell-
schaft mit allen Tochtergesellschaften im Rahmen der Detailvereinbarung zur Risiko-
abschirmung gegenüber dem Land Berlin verpflichtet hat, keine Zahlungen ohne 
Rechtsgrund zu leisten und keine Kulanzregelungen zu vereinbaren. Diese Ansicht 
wurde bisher zum Teil kontrovers diskutiert.  
 
Wie richtig wir jedoch mit unserer Auffassung liegen, bestätigte unlängst Herr Dr. 
Flemming/ SPD und Parteigenosse des Finanzsenators Dr. Sarrazin im Rahmen einer 
Debatte im Berliner Abgeordnetenhaus: 
 

"Wir haben allerdings die landeseigene Controllinggesellschaft beauftragt, nur 
rechtlich unabweisbare Ansprüche zu erfüllen und die Bank zu einem solchen 
Handeln zu zwingen. Diesen Auftrag hat die Controllinggesellschaft offensichtlich 
erfüllt, denn über 6.000 Fondszeichner klagen, was sicher kein Zeichen von 
Kulanz ist. Diese Klagen bieten die Möglichkeit, mit den Fondszeichnern darüber 
in Verhandlungen zu treten, ob und wie sie ihre langfristige Bindung aufgeben 
können. Die Forderung, mit den Fondszeichnern zu verhandeln, ist übrigens 
immer wieder gestellt worden. Dieses Verfahren bietet die Möglichkeit dazu. 
Vorher war das kaum möglich." 

 
Für die mehr als 6.000 Kläger, die allein von der Kanzlei Schirp Schmidt-Morsbach 
Steeger Apel vertreten werden, wird ein Streitwert von rd. 450 Mio. Euro geltend 
gemacht. Erst vor dem Hintergrund einer solchen Größenordnung wurde es auch erst 
möglich, die Verhandlungen auf alle Zeichner auszudehnen, da nunmehr hinreichend 
Grund zu der Befürchtung besteht, dass ohne eine Vergleichsregelung noch weit mehr 
Zeichner den Klageweg beschreiten werden. Wir haben in den Verhandlungen darauf 
hingewiesen, dass wir im Falle einer Nichteinigung auch in 2005 zur Klage raten 
werden, da sich der Strauß der Anspruchsgrundlagen zwar aufgrund mittlerweile 
eingetretener Verjährung reduziert haben dürfte, jedoch aus einigen Rechtsgrundlagen 
noch mit Aussicht auf Erfolg vorgegangen werden kann.  
 
 
IV. Schriftliche Beschlussfassung im IBV Fonds Deutschland 2 zum Verkauf 

der Immobilie in Emden 
 
Die IBV hat mit Schreiben vom 17.6.2005 die Gesellschafter des IBV Fonds Deutschland 
2 aufgefordert, im Wege der schriftlichen Beschlussfassung die Veräußerung der 
Immobilie in Emden zum Preis von 1 € zu beschließen. Wir empfehlen, in dieser 
Beschlussfassung überhaupt nicht abzustimmen, und zwar aus folgenden 
Gründen: 
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Nach dem Vertrag über die Vereinbarung des Anteilsandienungsrechts kann 
grundsätzlich jede Beschlussfassung, die zu einer Veränderung gegenüber der 
Prognose-Rechnung im Prospekt führt, zum Entfallen des Anteilsandienungsrechts 
führen. Dies gilt hier in beiden Fällen der Abstimmung. Sowohl die Zustimmung als auch 
die Ablehnung kann als Beschluss über eine Veränderung der Prognose gewertet 
werden, da in beiden Fällen wirtschaftliche Veränderungen die Folge sind.  
 
Die Erklärung des Anteilsandienungsgaranten steht, wie die IBV selbst 
schreibt, noch unter Gremienvorbehalt, ist also nicht erteilt. Ferner ist noch 
nicht abschließend geklärt, ob die Veräußerung dazu führt, dass der 
Fondsgesellschaft gewerblicher Grundstückshandel unterstellt wird. 
 
Es ist aus unserer Sicht nicht nachvollziehbar, weswegen diese Fragen von erheblicher 
Tragweite für die Gesellschafter nicht zuerst geklärt werden, bevor die Zeichner ihr 
Votum abgeben sollen. Auch eine schriftliche Beschlussfassung nach Klärung dieser 
extrem relevanten Fragen würde nur die im Gesellschaftsvertrag vorgesehene Frist 
einer schriftlichen Beschlussfassung in Anspruch nehmen, also keineswegs zu 
erheblichen zeitlichen Verzögerungen führen. 
 
Insbesondere die rechtsverbindliche Erklärung des Anteilsandienungsgaran-
ten, dass diese Beschlussfassung in keinem Fall das Anteilsandienungsrecht 
entfallen lässt, hätte längst abgegeben werden können, wenn sie denn gewollt 
ist.  
 
Der Wortlaut der schriftlichen Beschlussfassung selbst berührt genau diesen Punkt 
nicht. Hier ist keinerlei Vorbehalt vorgesehen für den Fall, dass der Garant das 
Anteilsandienungsrecht aufgrund der Beschlussfassung entfallen lassen will!   
 
Neben diesen wesentlichen Beanstandungen fehlt uns auch eine nachvollziehbare 
Darstellung aller wirtschaftlichen Auswirkungen für die Zukunft, so dass auch hier 
bereits die Basis für die Beschlussfassung fehlt.  
 
Es ist daher aus unserer Sicht nicht auszuschließen, dass die IBV die Zeichner mit dem 
Versprechen einer Sonder-Ausschüttung in eine Falle locken will, die wesentlich 
gravierendere negative wirtschaftliche Folgen hat. 
 
Nach unserer Auffassung kann nur ein Zeichner, der an der Abstimmung nicht 
teilnimmt, sich erforderlichenfalls auch gegen das Entfallen des Anteilsandienungsrechts 
wehren. Daher wiederholen wir unsere Empfehlung, an der Abstimmung überhaupt 
nicht teilzunehmen und den Beschlussfassungsbogen nicht zurück zu schicken. 
 
Eine Sorge, die öffentlich geäußert wurde, teilen wir in diesem Zusammenhang nicht: 
Die schriftliche Beschlussfassung kann durch die sog. "Dauervollmachten" 
nicht beeinflusst werden.  
 
Die "Dauervollmachten", die auf verschiedene Verwaltungsräte erteilt wurden, enthalten 
- soweit wir sie kennen - lediglich die Vollmacht zur Vertretung in Gesellschafter-
versammlungen, nicht jedoch die Vertretung im Rahmen schriftlicher Beschluss-
fassungen.  
 
Die Vollmacht zur Vertretung auf Gesellschafterversammlungen soll dem Zeichner 
ermöglichen, mit seiner Stimme an einer Beschlussfassung teilzunehmen, selbst wenn 
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er nicht die Zeit oder die Kosten für die Teilnahme an einer Versammlung erübrigen 
kann. Die Abstimmung im Wege der schriftlichen Beschlussfassung setzt jedoch weder 
zeitlichen noch finanziellen Aufwand des Zeichners voraus, so dass auch keinerlei 
Notwendigkeit besteht, hierfür eine Vollmacht zu erteilen und sich des eigenen 
Stimmrechts zu begeben. 
 
V. Vorläufiges Fazit 
 
Da aktuell keine Gesellschafterversammlungen stattfinden, bilden die Veranstaltungen 
des Aktionsbundes Aktiver Anlegerschutz e.V. derzeit das einzige Diskussionsforum für 
die Anleger der betroffenen Fonds. Gleichzeitig bieten sie die aktuell beste Möglichkeit, 
die Wünsche und Vorstellungen der Zeichner kennen zu lernen und ein Meinungsbild zu 
erhalten. 
 
Die Fondszeichner stehen dem Verhalten der Bankgesellschaft äußert kritisch gegen-
über, wozu neben den Entwicklungen der Fonds in der Vergangenheit und der Täu-
schung über die Sicherheiten im Zusammenhang mit der Beteiligung insbesondere das 
Ausbleiben der Garantienzahlungen und Ausschüttungen in diesem Jahr beigetragen 
hat. Nach den bisherigen Diskussionen gehen wir davon aus, dass ein unabgestimmtes 
und mit steuerlichen und rechtlichen Unsicherheiten behaftetes Angebot keine Chance 
auf Annahme von ausreichenden Mehrheiten der Anleger hat.  
 
Würde die Bankgesellschaft die steuerlichen Basisdaten zur Verfügung stellen, die eine 
Bewertung der steuerlichen Folgen ermöglichen könnte, ließe sich sehr viel schneller 
ermitteln, ob überhaupt umfangreiche steuerliche Gestaltungsmöglichkeiten entwickelt 
werden müssen, die darüber hinaus eine Fortführung der Fondsgesellschaften und ein 
Verbleiben der Anleger im Fonds erforderlich machen. Wir können nicht nachvollziehen, 
dass diese "Hausaufgaben" im Interesse beider Seiten nicht schon längst gemacht 
wurden. 
 
Auch wenn wir - ebenso wie die Bankgesellschaft und das Land Berlin - eine kurzfristige 
Vergleichslösung als für alle Beteiligten günstige Lösung ansehen, empfehlen wir drin-
gend, vor Unterbreitung eines Angebots die offenen Fragen zu klären und ein Angebot 
erst dann vorzulegen, wenn über die möglichen noch verbleibenden Risiken umfänglich 
informiert und weitestgehende Sicherheit garantiert werden kann. Nur ein solches 
Angebot kann auch mit der Empfehlung der Anlegervertreter versehen werden. 
 
Gleichzeitig empfehlen wir der Bankgesellschaft und dem Land nachdrücklich, auch die 
Fonds Bavaria Ertrag 2, IBV International 2, BerlinHyp 1 und 2 sowie den IBV Leasing in 
die Vergleichsüberlegungen einzubeziehen. Solange zu diesen Fonds keine Klärung in 
Aussicht steht, bleibt den Zeichnern kaum etwas anderes übrig, als verjährungs-
hemmend in diesem Jahr Klage einzureichen, um die noch nicht verjährten Ansprüche 
zu sichern. 
 
Vor diesem Hintergrund betreiben wir die Sachverhaltsrecherche und die juristische 
Aufarbeitung im Zuge der Klagen für alle Fonds mit großer Energie weiter, damit die 
anstehenden Verfahren für die Kläger erfolgreich verlaufen. Wir sind auch insoweit 
unverändert sehr optimistisch.   
 
Berlin, den 7. Juni 2005 
 
gez. Dr. Wolfgang Schirp gez. Kerstin Kondert 


